
Im Jahr 2014 hat das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) in Karlsruhe zum ersten
Mal in seiner Geschichte eine Vorlage an
den Gerichtshof der Europäischen Union
(EuGH)geschicktund ihnzustärkererKon-
trolle der Europäischen Zentralbank (EZB)
aufgefordert. ImkritischenMinderheitsvo-
tum zu dieser Entscheidung fiel das Wort
von der „Wüstenwanderung, die zu keiner
Quelle führt“. Natürlich:Was genau sollten
denndiedeutschenpolitischenOrganean-
gesichts der Unabhängigkeit der EZB tun?

DieWüstenwanderungwarbeidenKriti-
kern auch wieder en vogue, als Karlsruhe
vor einemguten Jahr in seinemUrteil über
dieumstrittenenAnleihekäufederZentral-
bankErnstmitderKontrollederEZB-Kom-
petenzenmachte, dabei auch noch ein Ur-
teil des EuGH aus demWeg räumte und es
mit rüdenWortenalskompetenzwidrigbe-
zeichnete. Viele Europarechtler sahen das
Karlsruher Gericht zudem in der Wüste
umdasGoldeneKalbdernationalenSouve-
ränität tanzen und stürmten zornig vom
Berg Sinai herab.

Die juristische Reaktion der EU hat auf
sich warten lassen; sie erfolgte jetzt. Die
BrüsselerKommissionhateinVertragsver-
letzungsverfahrengegenDeutschlandein-
geleitet.Das ist fürDeutschlandkeinegute
Nachricht. Nicht nur gewinnt dieKommis-
sion neun von zehn Vertragsverletzungs-
verfahren, die der EuGH mit einem Urteil
abschließt. Auch sind die bisherigen Stel-
lungnahmen von EuGH, Generalanwälten
und Kommission zum Urteil des BVerfG
eindeutigund lassenkeinenZweifel daran,
dass dieses Verfahren nicht zu den weni-
gengehörenwird,diedieKommissionver-
liert. Das ist auch kein Wunder, denn der
EuGH wird ja darüber entscheiden müs-
sen, ob seine eigenen Urteile sanktionslos
übergangen werden dürfen. Welche Insti-
tution würde das schon bejahen? Hier ste-
hen sich zwei Streithähne, BVerfG und
EuGH, Karlsruhe und Luxemburg, gegen-
über, und den Streit entscheiden wird ei-
nerderbeiden.Überraschungenwirdesda

nicht geben. Doch es ist auch für Europa
keine gute Nachricht. Die Wüstenwande-
rung findet nun umgekehrt statt: Was soll
denn das Ergebnis sein angesichts der Un-
abhängigkeit des Bundesverfassungsge-
richtes? Niemand kann es anweisen, seine
jahrzehntelange Rechtsprechung zu än-
dern,nichteinmalderverfassungsändern-
de Gesetzgeber: Denn Karlsruhe stützt
sichaufdie „Ewigkeitsklausel“desGrund-
gesetzes, wonach bestimmte Normen sich
sogar der Verfassungsänderung entzie-
hen. Es ist wohlfeil, wenn die Brüsseler
Kommission schulterzuckend antwortet,
es sei Sache desMitgliedstaates, für Abhil-
fe zu sorgen.

Aber das Ganze ist nicht nur fruchtlos,
sondern richtet leider auch Schaden an.
Zum einen, weil eigentlich schon Gras je-
denfalls über einenTeil der Sachegewach-
senwar.KarlsruhehatesderEZB leichtge-
macht, aus der Kompetenzwidrigkeit her-
auszukommen. Die EZB zückte einmal ih-
renZauberstabundließwiebei einemZau-

bertrick den Vorwurf, das Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip ignoriert zu haben, ver-
schwinden. Karlsruhe hat das vor einigen
WochenzuRechtakzeptiertunddieAnträ-
ge auf Erlass einer Vollstreckungsanord-
nung verworfen. Dieses Friedensangebot
ignoriert nun die Kommission.

Zum anderen verhindert das Verfahren
ein Gespräch über ernsthafte Lösungen
und versperrt den Weg aus dem juristi-
schen Streit heraus in die Zukunft. Das zu-
grundeliegende Problem ist nämlich
rechtsdogmatisch nicht lösbar. Luxem-
burg agiert aus einer europarechtlichen,
fast absolutistischen Einheitsvision her-
aus, die manchmal kalt, technokratisch
undarrogantwirkt, die abereinenfunktio-
nal zwingenden Kern besitzt: Nur wenn
man den nationalen Gerichten die Zustän-
digkeit entzieht, Unionsrecht zu verwer-
fen, kann dieses in allen Mitgliedstaaten
derUnioneinheitlichgelten–eineexisten-
zielleBedingung fürdasGelingender Inte-
gration Europas. Der inhaltliche Vorrang

unddie institutionelleVerwerfungskompe-
tenz müssen zentral angesiedelt sein, also
derVorrangbeimUnionsrechtunddasVer-
werfungsmonopol beim EuGH.

Karlsruhehingegenagiert auseinerver-
fassungsrechtlichenVisionheraus,diedif-
ferenzierter angelegt ist. ImPrinzip ist das
KarlsruherGerichtmitdemunionsrechtli-
chenVorrangunddemEuGH-Monopolein-
verstanden, da sich dasGrundgesetz ja der
europäischen Integration verschreibt;
aber ausnahmsweise behält es sich eigene
Kontroll- und Verwerfungskompetenzen
vor,wennessichumwichtigedeutscheVer-
fassungswerte handelt, denn die Kontrolle
über die Reichweite des Grundgesetzes
darf nicht bei einemNicht-Verfassungsor-
gan liegen.

Zu echten Kollisionen kommt es äu-
ßerst selten; die deutsche Verfassung wa-
ckelt ebenso wenig wie der Einfluss des
Unionsrechts und des EuGH. Eigentlich ist
daseinErfolgsmodell, denndiebeteiligten
Gerichte können sich im Vorabentschei-

dungsverfahren mal freundlich, mal ge-
nervt dieMeinung sagenunddann rechtli-
che Problemlösungen anvisieren, die um
denDissens imGrundsatz herumarbeiten.

Genaudas verhindert aber das jetzt ein-
geleitete Verfahren. Es geht hier aus-
schließlich um den Grundsatz – wie ist es
mitVorrangundVerwerfungsmonopol be-
stellt,was ist derwahreGeltungsgrunddes
Unionsrechts –, und damit um die Frage,
wie viele Engel auf einer Nadelspitze tan-
zenkönnen.EsgibtkeinedogmatischeAnt-
wort, denn beide Positionen haben aus ih-
rer Warte ausgezeichnete Argumente und
stehen im Dienste wichtiger Anliegen.
Man weiß aus der Theologie, was ge-
schieht, wennman die falsche Frage stellt:
NichtendenwollenderStreitundRegalme-
ter Literatur, schlimmstenfalls Schismen
und Schlimmeres.

Aus den Wüstenwanderungen werden
dannVerwüstungen,unddiekannmanbe-
reits jetztbesichtigen.DiediskursivenAus-
fälle der europafreundlichen Seite im letz-
ten Jahr gegen das Bundesverfassungsge-
richt haben Wunden hinterlassen. Umge-
kehrt ist die Idee von Peter Gauweiler, die
Entscheidung der Kommission nun ihrer-
seits in Karlsruhe als Kompetenzüber-
schreitunganzugreifen, geistignichtweni-
ger wüst.

Es ist höchst bedauerlich, dassdieKom-
mission nun einen Bereich, der inKarlsru-
he als absoluter Randbereich judiziert
wird, zur Zentralfrage macht – als ob sich
das Schicksal von Europas Integration am
Rand entscheiden würde. Es entscheidet
sich vielmehr im Zentrum der sozialen Le-
gitimation:Wievielundwie tiefe Integrati-
on wollen wir? Das hängt auch davon ab,
bis wann wir uns als demokratisch selbst-
bestimmt und ab wann wir uns als fremd-
bestimmt ansehen.

Dies istnichtnureineSachevonVerfah-
ren, sondern auch vonpolitischer Identität
unddendamit verbundenenVorstellungs-
räumen dessen, was eine politische Ge-
meinschaft ist und ausmacht. Und hier ist

die Europäische Union noch immer am
deutlichdünnerenEndederKonstitutiona-
lismus-Skala angesiedelt, während sich
dieMitgliedstaaten amdichterenEndebe-
finden,woNormenmit ins Individuellewir-
kenderkollektiver Identität unterlegt sind.
DiedichtereOrdnungerwehrtsichdesStre-
amlinensdurchdie dünnereOrdnung,und
exaktdieswirdvomVerfahrenbleiben:der
Eindruck von Prinzipienreiterei, die zwar
funktional irgendwie verständlich, aber
doch unangemessen, ja fast illegitim ist.

Sollte es der Kommission in Brüssel ei-
gentlich nicht um das unionstreue
Deutschland, sondern um Polen und Un-
garn gehen, die man „auf Linie“ bringen
will, so muss man fragen, warum sie sich
dann nicht direkt um Polen und Ungarn
kümmert und sich stattdessen einer Untä-
tigkeitsklage des Europäischen Parla-
ments aussetzt. DerUmwegüberDeutsch-
land verkennt zum einen, dass Polen und
Ungarn für das, was sie tun, Karlsruhe
nicht als Stichwortgeber benötigen, und
zum anderen, dass Karlsruhe mehr, nicht
weniger Rechtsaufsicht durch den EuGH
verlangt.

Als das Volk Israel umdasGoldeneKalb
tanzte, war es ein bisschen wie wir: verirrt
in der Wüste, verloren herumwandernd
und sich fragend, warum Moses so lange
braucht, wo sein Gott ist und ob er sich
überhaupt für sein Volk interessiert. Aber
zugleich war dies der Moment, in dem –
mitten in derWüste – der alte Abrahamit-
ische Bund erneuert wurde. So ungleich
die Partner auch waren, sie haben sich ge-
genseitig verpflichtet. Das ist eine Frage
des Wollens, nicht des Sollens; man kann
niemanden in einen Bund zwingen. Die
Grundsatzfrage ist durch Zwang nicht lös-
bar, sondern im pragmatischen Wollens-
Universum des Politischen gut aufgeho-
ben.DasVertragsverletzungsverfahrenge-
genDeutschland zwingt dieGrundsatzfra-
ge zurück ins juristische Universum, auf
der Basis eines dünnen Vorrangbegriffs,
aus demFragen demokratischer Selbstbe-
stimmung und sozialer Legitimation aus-
geblendet werden. So offenbart sich keine
Gemeinschaft.
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Karlsruhe stützt sich auf die „Ewigkeitsklausel“ des Grundgesetzes, wonach bestimmte Normen sich sogar der Verfassungsän-
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